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Countdown läuft: neue
Entgeltordnung für Lehrkräfte
GEW-Forderungen zur Bezahlung Lehrender an Schulen und Hochschulen

Kleine Kinder – kleines Gehalt, große
Kinder – großes Gehalt, nach dieser
Devise werden die Lehrkräfte derzeit
in Deutschland bezahlt. Dass das
geändert werden muss, ist schon seit
langem eine der Hauptforderungen
der GEW. Jetzt kommt Bewegung in
das Thema: Im September nimmt die
Bildungsgewerkschaft, nach Jahrzehn-
ten der Arbeitgeberwillkür, zum ersten
Mal mit der Tarifgemeinschaft deut-
scher Länder (TdL) Verhandlungen
über eine Entgeltordnung für Lehr-
kräfte auf. Zusätzlich geht es um die
Beseitigung spezieller Benachteiligun-
gen der Beschäftigten undWider-
sprüche im derzeitigen System.

V
om 3. bis 5. Juni haben in
Fulda 70 von den Lan-
desverbänden entsandte
Kolleginnen und Kolle-
gen aus den Bereichen
Schule und Hochschule

die Forderungen der GEW für die Ent-
geltordnung Lehrkräfte im Bereich der
TdL diskutiert. Sie waren sich einig, dass
es in einem zukünftigen Entgeltsystem
keine Bezahlungsunterschiede zwischen
Lehrkräften anGrund-, anHaupt-, Real-,
Mittel-, Regel- oder sonstigen Sek-I-
Schulen und an Gymnasien, berufli-
chen Schulen sowie Sonder-, Förder-
oder vergleichbaren Schulen mehr ge-
ben darf. Die Arbeit an verschiedenen
Schulen sei zwar unterschiedlich, aber
sie sei gleichwohl gleich viel wert. Auch
die Fachwelt ist sich in dieser Frage ei-
nig. Im Arbeitgeberlager ist dies aber
noch nicht angekommen.

Netto-Schere schließen
Die Unterschiede im Nettoeinkommen
zwischen Angestellten und Beamten
sind in den vergangenen 20 Jahren im-
mer größer geworden. Ursprünglich la-
gen die Bruttogehälter der Angestellten
rund sieben Prozent oberhalb der ver-
gleichbaren Beamtenbesoldung, um ei-
nen Ausgleich für die höheren Sozialab-
gaben zu schaffen. Im Wesentlichen

steigende Beitragssätze zur Sozialversi-
cherung führten jedoch zu immer
größeren Abständen zwischen Ange-
stellten und Beamten. Seit der Ein-
führung des Tarifvertrages öffentlicher
Dienst Länder (TV-L) 2006 hat sich die
Situation dadurch verschärft, dass die
Bruttogehälter angestellter Lehrerinnen
und Lehrer teilweise deutlich abgesenkt
wurden undnun unterhalb der ihrer ver-
beamteten Kolleginnen und Kollegen
liegen. Dieser Teil der „Schere“ kann per
Tarifvertrag geregelt werden. Die GEW
will bei den Verhandlungen deshalb an
diesem Punkt ansetzen.

EG 14 als Regeleingruppierung
Die Konferenzteilnehmenden sprachen
sich einmütig dafür aus, die Entgelt-
gruppe 14 (EG 14) als Regeleingruppie-
rung für voll ausgebildete Lehrkräfte al-
ler Schulformen und –stufen zu for-
dern. Der Unterschied zur „Eckeingrup-
pierung“ EG 13 für Hochschul-
absolventen, die zwischen Arbeitgebern
und Gewerkschaften als Konsens gilt,
lässt sich durch die längere Ausbildung
(Referendariat plus zweites Staatsex-
amen) und die besondere Verantwor-
tung im Lehrerberuf gut begründen.
Besonders intensiv diskutiert wurde die
Frage, ob alle Tätigkeiten in der Schule
grundsätzlich gleich seien und deshalb
immer gleich bezahlt werden sollten.
Dabei ging es nicht nur umdie Frage der
Behandlung von Beschäftigten mit un-
vollständiger Ausbildung, sondern auch
um Kolleginnen und Kollegen, die eine
andere, in sich geschlossene Ausbildung
haben. Die Teilnehmer verständigten
sich darauf, dass es in Schule undHoch-
schule – wie an anderen Arbeitsstätten
auch – unterschiedliche Tätigkeiten mit
unterschiedlichen Qualifikationen gibt,
die eine eigenständige Eingruppierung
erfordern. Nicht alle Tätigkeiten werden
an der vollakademisch ausgebildeten
Lehrkraft orientiert und gemessen.

Gleiche Arbeit – gleiches Geld
Als Grundsatz müsse gelten, dass glei-
che Arbeit gleich bezahlt wird. Deshalb
fordert die GEW, dass Lehrkräfte mit
vollwertigen ausländischen Lehrerab-

schlüssen genauso bezahlt werden wie
ihre Kolleginnen und Kollegen mit
deutschem Lehrerabschluss. Gleiches
gilt für Lehrkräfte, die nach dem Recht
der DDR ausgebildet wurden und in-
zwischen 20 Jahre die gleiche Tätigkeit
mit gleichen Erfolgen ausüben wie ihre
Kollegen in den alten Bundesländern.
Eingruppierungsunterschiede, die bis
heute bestehen,müssen endgültig besei-
tigt werden. Der Grundsatz soll für alle
Bundesländer gelten, auch wenn in Zei-
ten föderalistischer Kleinstaaterei die
gegenseitige (Nicht-)Anerkennung der
jeweiligen Lehramtsausbildung teilwei-
se groteske Züge angenommen hat.

Recht auf Qualifizierung
Für die GEW geht es in diesen Verhand-
lungen auch darum, das in der Lehrer-
ausbildung erkämpfte Qualifikationsni-
veau zu schützen und zu erhalten.
Die Bildungsgewerkschaft fordert, dass
Beschäftigte, die keine vollständige Aus-
bildung haben, zunächst eine Entgelt-
gruppe niedriger eingestellt werden als
voll ausgebildete. Sie sollen aber einen
Rechtsanspruch erhalten, vom Arbeit-
geber nachqualifiziert zu werden oder
nach einer Bewährungszeit, die der dop-
pelten Dauer der fehlenden Ausbil-
dungsabschnitte entspricht, in die
höhere Entgeltgruppe aufzurücken.
Diese Regelung ist beispielsweise im eu-
ropäischen Recht verankert.
Die Diskussion um ein umfassendes
Entgeltsystem für alle Lehrkräfte ist
noch nicht abgeschlossen. Insbesonde-
re für Tätigkeiten, die kein Staatsex-
amen erfordern, muss sie fortgesetzt
werden. Diese Beschäftigtengruppe ist
sehr heterogen. Sie reicht von pädagogi-
schen Unterrichtshilfen an Förderschu-
len mit Erzieher- und Zusatzausbildung
bis zu Fachlehrkräften an beruflichen
Schulen, die z. B. Handwerksmeister
mit Ausbildereignungsprüfung sind. In
dieser Gruppe unterscheiden sich Be-
zeichnungen, Anforderungen, Tätigkei-
ten und nicht zuletzt die aktuelle Be-
zahlung von Bundesland zu Bundes-
land. Die Forderungen für diese Kolle-
ginnen und Kollegen müssen zudem
kompatibel sein mit den Forderungen
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Beitragsanpassung für Rentnerinnen und Rentner

Im Juli steigen die Renten im Westen um 2,41 Prozent, im Osten um 3,38 Prozent.
Entsprechend werden auch die GEW-Beiträge für Rentnerinnen und Rentner um
2,41 bzw. 3,38 Prozent angepasst.

Ordnungsgemäß bezahlte Beiträge sind unabdingbare Voraussetzung für die Stärke
und Durchsetzungsfähigkeit einer Gewerkschaft. Alle Mitglieder sind verpflichtet,
für eine korrekte Beitragszahlung Sorge zu tragen.

Rentnerinnen und Rentner sollen jedoch nicht mehr als 0,66 Prozent des Bruttoein-
kommens als Beitrag zahlen, eventuell notwendige Änderungen und Korrekturen
des GEW-Beitrags nimmt der zuständige Landesverband vor. Dazu reicht wie bisher
die Meldung an die Mitgliederverwaltung im Landesverband.

Petra Grundmann, GEW-Schatzmeisterin

Nachruf Hans Clauser
Die GEW trauert umHans Clauser. Der langjährige stellvertretende Landes- so-
wie Bezirks- und Ehrenvorsitzende der GEWNordbaden ist am 2. Juni nach ei-
ner schweren Krankheit im Alter von 78 Jahren in Ettlingen bei Karlsruhe ge-
storben. Der ehemalige Realschulrektor und Träger des Bundesverdienstkreuzes
wurde 2008 unter anderem wegen seines außergewöhnlichen Wissens um die
badische Freiheitsbewegung mit dem Titel „Badener des Jahres“ ausgezeichnet.

„Wir haben einen guten Freund und Kollegen verloren, der sich in den vergan-
genen Jahrzehnten unermüdlich für seine Kolleginnen und Kollegen eingesetzt
hat. Viele Erfolge der GEW Baden-Württemberg wären ohne seinen Einsatz
nicht möglich gewesen“, sagte GEW-LandesvorsitzendeDoroMoritz.

AlsMitglied imHauptpersonalrat des Kultusministeriums undVorsitzender des
Bezirkspersonalrats beim Oberschulamt Karlsruhe war Hans Clauser das Ge-
genteil eines blutleeren Bürokraten oder Apparatschiks: Er kümmerte sich nicht
um „Fälle“, sondern umMenschen, die – aus welchenGründen auch immer – in
Schwierigkeiten gekommen war. Bei den heftigen Auseinandersetzungen um
den „Radikalenerlass“, die sich in den 1970er-Jahren gerade in Nordbaden zu ei-
ner grotesken Behörden-Hatz auf missliebige „Linke“ auswuchsen, kämpfte er
mit persönlichem Einsatz gegenüberMinisterium und Schulverwaltung um das
private und dienstliche Schicksal jedes Einzelnen.

Matthias Schneider, Geschäftsführer der GEWBaden-Württemberg

Der verstorbene GEW-Aktive Hans Clauser, früherer Lehrer und ausgewiesener
Kenner der Revolutionsgeschichte von 1848 – auf demBildmit dem badischen
Staatswappen –, wurde 2008 zum „Badener des Jahres“ gewählt.
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der GEW für den Sozial- und Erzie-
hungsdienst. Eine kleine Expertengrup-
pe wird über die Sommerpause einen
Strukturvorschlag ausarbeiten.

Lehrende an Hochschulen
Der GEW-Organisationsbereich Hoch-
schule und Forschung hatte schon in
der Vergangenheit klare Vorstellungen
für eine Struktur der Eingruppierung
der Beschäftigten in Lehre und For-
schung formuliert (vgl. die Broschüre
„Was sind Forschung und Lehre wert?“
unter www.gew.de). Die Hochschulver-
treter machten deutlich, dass es nicht
nur um die – ebenfalls in Richtlinien ge-
regelte – Tätigkeit der „Lehrkräfte für be-
sondere Aufgaben“ an Hochschulen
geht, sondern um alle Beschäftigten, die
in der Lehre eingesetzt sind wie wissen-
schaftliche Mitarbeiter, Lektoren und
Tutoren.
Die vorgeschlagene Entgeltstruktur kor-
respondiert mit der für die Lehrkräfte an
Schulen aufgestellten Forderung: EG 13
fürHochschulabsolventen, EG14 für „er-
fahrene“ Wissenschaftler (im Sinne der
europäischen Standards, d. h. Promotion
oder mindestens vier Jahre Erfahrung)
undEG15 fürbesondersherausgehobene
Tätigkeiten undQualifikationen.

Vorbereitung auf den Herbst
Im September beginnen die Verhand-
lungen. Die GEW hat die Verhand-
lungsführung für den Bereich Lehrkräf-
te, dies ist vertraglich mit ver.di festge-
legt. Die Verhandlungen werden für alle
Bereiche parallel geführt, um ein gegen-
seitiges Ausspielen zu verhindern.
Es wird nicht einfach, die Ziele, die die
GEW für die Lehrkräfte formuliert hat,
durchzusetzen.Wer die aktuelle Ausein-
andersetzung im Bereich des Sozial-
und Erziehungsdienstes aufmerksam
beobachtet, wird erkennen, dass man
sich auch in Schulen und Hochschulen
auf harte Kämpfe vorbereiten muss.
Außenstehende können nichts bewir-
ken. Sympathie und moralische Unter-
stützung reichen nicht. Wer etwas errei-
chen will, muss sich in der GEWorgani-
sieren und dafür werben, dass alle ande-
ren angestellten Kolleginnen und Kolle-
gen das auch tun.
Interessengemeinschaften und Clubs
sind an den Verhandlungen nicht betei-
ligt, derenMitglieder haben keinen Ein-
fluss auf Forderungen und Verhand-
lungsergebnisse.
Deshalb gibt es nur eine richtige Maß-
nahme: Mitglied in der GEWwerden!

Ilse Schaad, Leiterin des GEW-Arbeitsbe-
reichs Angestellten- und Beamtenpolitik


